




Chinas neues Wirtschaftsmodell: 
Fahrt in tiefes Wasser
Margot Schüller und Yun Schüler-Zhou
Der Nationale Volkskongress (NVK) bekräftigte auf seiner Jahrestagung Mitte März 2014 
die Ziele des ambitionierten Restrukturierungsprogramms der neuen politischen Füh-
rung. Tief greifende Reformen werden das bestehende Wirtschaftsmodell verändern.  
Analyse
Für Chinas graduellen Reformansatz steht das von Deng Xiaoping in den 1980er Jahren 
gezeichnete Bild des „Tastens nach Steinen beim Überqueren des Flusses“. Dass die Re-
formen inzwischen an einem kritischen Punkt und im „tiefen Wasser“ angelangt sind, 
betonte Ministerpräsident Li Keqiang in seinem Regierungsbericht vor dem NVK. Hier-
zu zählt die Neuausrichtung des Wirtschaftsmodells mit dem Übergang zu einem qua-
litativen Wachstum, das stärker binnenmarktorientiert, nachhaltiger und innovativer 
sein soll. 
  Chinas Wirtschaftsmodell ist an seine Grenzen gestoßen. Die bereits mehrfach an-
gekündigte Neuausrichtung des chinesischen Wirtschaftssystems soll nun unter der 
neuen politischen Führung umgesetzt werden. 
  Im Zentrum der Neuausrichtung des Wirtschaftsmodells steht die veränderte Rolle 
des Staates in der Ressourcenallokation. Es geht vor allem um die Entscheidungs-
rechte der Unternehmen hinsichtlich Investition und Innovation sowie um den staat-
lichen Einfluss auf Güter- und Faktorpreise. Behörden werden auf ihre administrati-
ve Funktion beschränkt, um die Entscheidungsrechte der Unternehmen zu stärken. 
  Mehr Markt und mehr Privatwirtschaft stellen die dominante Stellung der Staats-
unternehmen infrage. Das 60-Punkte-Reformprogramm, das im November 2013 be-
schlossen wurde, fordert die Abschaffung der Monopolstellung der Staatsunterneh-
men und will die Beteiligung privater Unternehmen stärker fördern. 
  Während wichtige Veränderungen am Wirtschaftsmodell zu erwarten sind, sollte 
nicht mit einer völligen Konvergenz zu westlichen Marktwirtschaften gerechnet wer-
den. Bestimmte „chinesische Merkmale“ eines hybriden Wirtschaftssystems werden 
voraussichtlich auch weiterhin bestehen bleiben und die Diskussion um das „chine-
sische Modell“ prägen. 
Schlagwörter: China, Wirtschaftsmodell, Nationaler Volkskongress 2014
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Reformzwänge und aktuelle Entwicklung
Chinas Wirtschaftsmodell ist an seine Grenzen ge-
stoßen. Die investitionsgetriebene Entwicklungs-
strategie hat sich zwar als wachstumsförderlich 
erwiesen, sie hat jedoch gleichzeitig enorme Über-
kapazitäten verursacht. Die gelockerte Geldpolitik 
zur Finanzierung des Konjunkturprogramms im 
Jahr 2009 verschärfte die Probleme im Finanzsek-
tor. Der Beitrag des privaten Konsums zum Wachs-
tum ist zu gering, während die Abhängigkeit vom 
Export zu groß ist. Wachsende Einkommensdispa-
ritäten und hohe ökologische Folgekosten des ra-
santen Wachstums werden von der Bevölkerung 
zunehmend kritisch wahrgenommen. Um eine 
Neuausrichtung des Wirtschaftsmodells zu errei-
chen, wurden auf dem 3. Plenum des 18. Zentralko-
mitees der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) 
im November 2013 die Weichen neu gestellt. Der 
Plenumsbeschluss (Xinhua 2013) bildet die Grund-
lage für die Veränderung des Wirtschaftsmodells 
und ist der Bezugspunkt dieses Beitrages. In den 
Reden der Regierungsvertreter auf der NVK-Ta-
gung wurde die Neuausrichtung in vielen Punk-
ten bestätigt.
Dass die Umsteuerung des Wirtschaftsmodells 
erforderlich ist, machen die Statistiken für das Jahr 
2013 erneut deutlich. So blieben die Anlageinves-
titionen nach wie vor der wichtigste Antriebsmo-
tor der wirtschaftlichen Entwicklung. Ihr Beitrag 
lag vorläufigen chinesischen Angaben zufolge mit 
einem Anteil von 54,4 Prozent am Wachstum des 
Bruttoinlandprodukts (BIP) sogar höher als im Jahr 
2012. Der Anteil des privaten Konsums soll zwar 
leicht gestiegen sein, doch liegen noch keine ge-
nauen Daten dazu vor. Berechnungen der Welt-
bank zur Zusammensetzung des BIP zwischen den 
Jahren 1990 und 2012 zeigen, dass nach dem Aus-
bruch der globalen Finanzmarktkrise die Anlagein-
vestitionen zulasten des privaten Konsums stetig 
zugenommen haben (siehe Grafik). 
Die Ausweitung des privaten Konsums ist für 
ein stärker binnenmarktorientiertes Wachstum 
aber von zentraler Bedeutung. Hierfür ist es not-
wendig, dass die steigenden verfügbaren Einkom-
men der privaten Haushalte konsumwirksam ein-
gesetzt und nicht gespart werden. Da das soziale 
Sicherungssystem nach wie vor unzureichend ent-
wickelt ist, macht dies eine hohe private Vorsor-
ge gegen Grundrisiken wie Krankheit, Alter und 
Unfall und damit Sparen erforderlich. Hinzu kom-
men die hohen Ausbildungskosten für Kinder, so-
dass städtische Haushalte im Durchschnitt fast ein 
Drittel ihrer Einkommen dafür einplanen müssen. 
Grafik: Zusammensetzung des BIPs (in %) 
Quelle: World Bank 2014. 
Um das Ziel einer stärker nachhaltigen Entwick-
lung zu erreichen, müssen die enormen industri-
ellen Überkapazitäten abgebaut werden, die im 
Zuge des Konjunkturbelebungsprogramms nach 
dem Jahr 2008 entstanden sind. Durch eine gerin-
gere Wachstumsrate soll ein Spielraum für Verän-
derungen der Industriestrukturen geschaffen wer-
den. Geplant ist auch im Jahr 2014 das Wachstum 
zu begrenzen. Die National Development and Re-
form Commission (NDRC), die ehemalige Pla-
nungskommission, die auch heute noch die ge-
samtwirtschaftliche Indikativplanung auf der 
jährlichen Tagung des NVK vorstellt, kündigte ein 
Wachstumsziel von lediglich 7,5 Prozent für das 
laufende Jahr an. Gleichzeitig stellte die Kommissi-
on konkrete Ziele für die nachhaltige Entwicklung 
vor. So soll beispielsweise der Energiekonsum so-
wie die CO2-Emission pro BIP-Einheit um 3,9 Pro-
zent bzw. 4 Prozent gesenkt werden (NDRC 2014: 
10-11). Auf der Mitte Februar 2014 durchgeführten 
Sitzung der Provinzregierungen stimmten 22 Pro-
vinzen, einschließlich Beijing und Shanghai, der 
Umsteuerung auf einen niedrigeren Wachstums-
pfad zu. Das geringere industrielle Wachstum 
wird vor allem in Provinzen mit hoher Umwelt-
verschmutzung dazu führen, dass sie ihre Schad-
stoffbelastung reduzieren können.
Ob das Wachstumstempo wirklich gedrosselt 
werden kann, ist auch von einer Änderung der Ver-
haltensanreize für die Beamten abhängig. Ange-
kündigt wurde in diesem Zusammenhang, dass 
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zur Leistungsbewertung der Beamten zukünf-
tig neue Kriterien wie Ressourcenverbrauch, Um-
weltkosten, Arbeitsplatzsicherheit und lokaler Ver-
schuldungsgrad einbezogen und stärker soziale 
Aspekte wie Beschäftigung, Einkommensentwick-
lung, soziale Sicherungssysteme und Gesundheit 
berücksichtigt werden sollten.  
Die stärkere Binnenmarktorientierung soll 
durch eine stabile Außenhandelsentwicklung be-
gleitet, aber nicht ersetzt werden. Mit einer geplan-
ten Ausweitung der Ex- und Importe um rund 7,5 
Prozent liegt das Wachstumstempo für das Jahr 
2014 vergleichbar hoch wie die Zielvorgabe beim 
Wirtschaftswachstum insgesamt. Vor dem Hinter-
grund schwieriger internationaler Märkte kündig-
te die NDRC für das laufende Jahr an, chinesische 
Investitionen im Ausland weiter zu fördern. Diese 
sollen gegenüber dem Jahr 2013 um 10 Prozent auf 
99,2 Mrd. USD steigen (NDRC 2014: 16).  
Ein weiteres Ziel bei der Neuausrichtung des 
Wirtschaftsmodells ist es, die Innovationskraft zu 
erhöhen. Obwohl China bereits im globalen Han-
del mit forschungsintensiven Produkten führend 
ist (Anteil 2010: 19,4 Prozent), spiegelt diese Ent-
wicklung nur begrenzt die Innovationsfähigkeit 
des Landes wider. So sind Zulieferungen von tech-
nischen Komponenten und Zwischenprodukten 
bei vielen Elektronikprodukten nach wie vor erfor-
derlich (Gehrke und Krawczyk 2012: 45). Die stei-
genden Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(F&E) weisen jedoch auf die großen Anstrengun-
gen des Landes in der Forschungsförderung hin. 
Zwischen den Jahren 2006 und 2011 stiegen diese 
von rd. 300 Mrd. CNY auf 869 Mrd. CNY. Werden 
die Ausgaben in Relation zum BIP gesetzt, stieg der 
Anteil von 0,9 Prozent im Jahr 2000 auf 1,84 Pro-
zent im Jahr 2011. Damit lag China im internatio-
nalen Vergleich bei der F&E-Intensität auf gleicher 
Höhe mit Portugal, Irland, Italien und Spanien. Für 
das Jahr 2013 kündigte Li Keqiang an, dass die Re-
gierung stärker noch als bisher die Unternehmen 
ermutigen werde, eigene Forschungsinstitute auf-
zubauen und die Zusammenarbeit zwischen Un-
ternehmen und Hochschulen im Innovationspro-
zess zu verbessern. Konkrete Politikmaßnahmen 
sind die steuerliche Begünstigung von F&E-Aus-
gaben sowie die Einbeziehung weiterer Wissen-
schaftsparks und Bildungseinrichtungen in nati-
onale Modellzonen für Innovation. Hier bestehen 
über Kapitalbeteiligungen und Rechte zum Trans-
fer von und Gewinnbeteiligungen an wissenschaft-
lich-technischen Fortschritten neue Anreize für In-
novationsaktivitäten. 
Mehr Markt statt bürokratischer Einmischung 
Vergleichbar mit anderen Ländern Ostasiens ver-
folgt auch China eine pro-aktive Wirtschaftspo-
litik, um den Aufholprozess gegenüber den tra-
ditionellen Industrieländern zu beschleunigen. 
Hierfür spielen die enge Abstimmung industrie-
politischer Ziele zwischen Regierungsbehörden 
und Unternehmen, mittel- und langfristige Indi-
kativpläne sowie Staatsgarantien für Investitions-
kredite eine wichtige Rolle. Im Unterschied zu an-
deren Ländern in Ostasien gibt es in China aber 
nur wenige große Privatunternehmen, die als Mo-
tor der Innovation und Transformation agieren. 
Regulierungsbehörden besitzen bis heute starke 
Zugriffsrechte auf Unternehmen und Banken und 
die Überlappung von politischer und wirtschaftli-
cher Elite ist weit verbreitet. Bisherige Reformen, 
die mehr Markt und Transparenz erreichen soll-
ten, blieben auch deshalb nur teilweise erfolgreich, 
weil sie nicht auf allen institutionellen politischen 
und wirtschaftlichen Ebenen abgesichert waren. 
Mit dem 60-Punkte-Programm liegt nunmehr je-
doch ein Reformansatz vor, der die Komplexität 
und Komplementarität von Reformen auf verschie-
denen Ebenen stärker berücksichtigt. So werden 
die wirtschaftlichen Reformen mit administrativen 
verbunden. Beispiel ist die Neuaufteilung der Ver-
waltungsaufgaben verschiedener Ebenen, sodass 
Lokalbehörden flexibler und schneller entscheiden 
können. Mehr Transparenz über Verwaltungsent-
scheidungen und Kontrolle der Verwaltungen so-
wie die stärkere Unabhängigkeit der Gerichte von 
Lokalregierungen sind Ziele, die gleichzeitig der 
Korruptionsbekämpfung dienen. Sollen die Un-
ternehmen also stärker als bisher unabhängig ent-
scheiden können, müssen entsprechende Verän-
derungen auf der administrativen Ebene erfolgen. 
Als Kern der ordnungspolitischen Neugestal-
tung betont der Reformbeschluss vom November 
2013, dass der Markt der wichtigste Allokations-
mechanismus ist. Märkte sollen offen und transpa-
rent sein, und allen Marktteilnehmern soll der glei-
che Zugang möglich sein. Eine Negativliste ist für 
Ausnahmen vom freien Marktzugang vorgesehen, 
regionaler Protektionismus, illegale Vergünstigun-
gen und Monopole sollen abgeschafft werden. Die 
Einführung von Negativlisten verändert die beste-
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hende Verwaltungspraxis grundlegend, zwingt zu 
Transparenz und Berechenbarkeit und könnte so-
mit Willkür und Korruption verringern. Naughton 
(2014: 4) streicht die herausragende Rolle dieses 
Ansatzes heraus, der oft internationalen Vereinba-
rungen wie bilateralen Investitionsverträgen zu-
grunde liegt, und weist auf Experimente mit Ne-
gativlisten in der Shanghai Pilot Free Trade Zone 
(Shanghai FTZ) hin. 
Ziel der Gründung der Shanghai FTZ ist es, 
ein neues, internationalen Standards entsprechen-
des Regulierungsumfeld für grenzüberschreiten-
de Investitionen und Handel herzustellen (Frame-
work Plan k.A.). Die Zone wurde im Juli 2013 vom 
Staatsrat genehmigt. Im September 2013 fanden die 
offizielle Eröffnung sowie die Veröffentlichung der 
wichtigsten Bestimmungen statt. Innerhalb von 
zwei bis drei Jahren sollen Reformen in folgenden 
Bereichen durchgeführt werden: 
• Transformation der Regierungsfunktionen, 
• Liberalisierung des Zugangs zum Dienstleis-
tungssektor,
• Beziehung zwischen öffentlicher Verwaltung 
und ausländischen Investitionen,
• Konvertibilität der Währung,  
• Öffnung von Finanzdienstleistungen für auslän-
dische Investoren und die 
• Verbesserung der Zollabwicklung.
Der Abbau von Bürokratie und staatlicher Einmi-
schung in Unternehmensentscheidungen steht im 
Zentrum des Shanghai FTZ-Modells. An die Stel-
le des Genehmigungsverfahrens zu Beginn einer 
Investition sollen Kontrolle und Überwachung 
im Verlauf der Geschäftstätigkeit treten. Der ver-
einfachte Ablauf sieht eine one-stop-Registrierung 
der Geschäftslizenz vor (Wong 2014), sodass da-
mit eine bürokratische Verschlankung gegenüber 
bestehenden vielstufigen Genehmigungsverfah-
ren verbunden wäre. Unter dem Stichwort mehr 
Transparenz ist eine Online-Plattform geplant, die 
Informationen konsolidiert und zwischen den Ab-
teilungen der Lokalregierung den Informations-
fluss verbessert. Vorgesehen ist auch ein einheitli-
ches System der Überwachung und Durchsetzung 
von Bestimmungen in den Bereichen Qualitätskon-
trolle, Überwachung von Lebensmitteln und phar-
mazeutischen Produkten, geistigen Eigentums-
rechten, Industrie, Handel und Steuerverwaltung. 
Bei allen Investitionsprojekten, die nicht in der Ne-
gativliste aufgeführt werden, wird in- und auslän-
dischen Investoren gleicher Marktzugang gewährt. 
Beide Investorengruppen haben sich Anmeldever-
fahren der Stadtregierung Shanghai an Stelle von 
Genehmigungsverfahren zu unterziehen. Um die 
Attraktivität der Shanghai FTZ für ausländische In-
vestoren zu erhöhen, kündigte die Stadtregierung 
Shanghai im März 2014 an, die bestehende Nega-
tivliste (AMCHAM 2013) von 190 Ausnahmen um 
40 Prozent im Verlauf dieses Jahres zu kürzen. 
Neben der Einführung von Negativlisten gibt 
es im 60-Punkte-Programm weitere wichtige Re-
formen von ordnungspolitischer Bedeutung, die 
an dieser Stelle nur kurz erwähnt werden kön-
nen. Hierzu zählt unter anderem die Vereinheitli-
chung des städtischen und ländlichen Bodennut-
zungsmarktes sowie Reformen im Finanzsektor 
wie die Gründung von Privatbanken und struktu-
relle Veränderungen der Finanzinstitute mit öffent-
lichem Auftrag (z.B. die State Development Bank). 
Gleichzeitig wurden der Wandel des Aktienemis-
sionssystems hin zu einer einfachen Registrierung 
(gegenüber der bisherigen Selektion von Unter-
nehmen durch Behörden), die marktbasierte Fest-
legung des chinesischen Wechselkurses, die Libe-
ralisierung der Zinssätze und die Konvertibilität 
der Währung  wieder ganz oben auf die Reform- 
agenda gesetzt.
Abbau von staatlichen Monopolen und mehr 
Privatwirtschaft 
Die Reform des Staatssektors greift verschiedene 
institutionelle Rahmenbedingungen und seit Lan-
gem notwendige, aber aufgeschobene strukturel-
le Veränderungen auf. Hierzu zählt die Entschei-
dung, dass die Entwicklung von Unternehmen mit 
gemischten Eigentumsformen vorangetrieben wer-
den soll. Nicht staatseigenen Unternehmen soll es 
erlaubt sein, Anteile an Staatsunternehmen zu er-
werben, im Einzelfall auch die Kapitalmehrheit. 
Weiterhin soll die Transformation der Staatsun-
ternehmen in „moderne Unternehmen“ fortge-
setzt werden. Sie sollen als Kapitalgesellschaften 
mit fortschrittlicher Unternehmensführung wett-
bewerbsfähig werden. Zwar wurde bereits im 
Jahr 1994 mit dem „Company Law“ der Weg in 
die Überführung der Staatsunternehmen in Kapi-
talgesellschaften geebnet, doch auch nach zwei De-
kaden ist dieser Prozess nicht abgeschlossen.
Eine der zentralen Veränderungen betrifft die 
Rolle des Staates als Eigentümer der Unternehmen. 
Diese soll dahingehend geändert werden, dass das 
Kapitalmanagement durch Staatsfonds und staatli-
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che Investmentgesellschaften im Mittelpunkt steht. 
Weiterhin soll die Rolle der Staatsunternehmen für 
die Wirtschaft klar definiert und ihre Monopolpo-
sition so weit wie möglich abgebaut werden. Auch 
mehr Transparenz über die Finanzsituation, inklu-
sive der Veröffentlichung von Unternehmensbilan-
zen, fordert der Reformbeschluss. Gleichzeitig soll 
die Gruppe der nicht staatlichen Unternehmen, 
die für Wachstum, Innovation, Beschäftigung und 
Steueraufkommen eine bedeutende Rolle spielt, 
gefördert werden. Hierfür sollen bestehende Bar-
rieren abgebaut und nicht staatliche Unternehmen 
ermutigt werden, sich an der Reform staatseigener 
Unternehmen zu beteiligen. Außerdem wurde im 
60-Punkte-Progamm entschieden, dass die Staats-
unternehmen stärker als bisher zur Finanzierung 
von Sozialversicherungsfonds herangezogen wer-
den. Der Reformbeschluss wird hier sehr konkret 
und nennt einen Gewinnanteil von 30 Prozent, der 
an den Staatshaushalt abgeliefert werden muss. 
Die Staatsunternehmen waren ab Mitte der 
1980er Jahre Gegenstand verschiedener Reformen, 
die ihre Zahl und Struktur deutlich veränderten. 
Dazu zählte die Trennung zwischen Eigentums- 
und Managementrechten mit mehr Entscheidungs-
autonomie für die Manager der Unternehmen. Auf 
dem 15. Parteitag 1997 wurde unter dem Motto 
„die kleinen [Staatsunternehmen] gehen lassen, 
an den großen [Staatsunternehmen] festhalten“, 
beschlossen, die Privatisierung kleiner Unterneh-
men voranzutreiben. Rund 80 Prozent der kleinen 
Staatsunternehmen auf Kreisebene und 60 Prozent 
der Staatsunternehmen auf Gemeindeebene waren 
davon betroffen. In den Folgejahren sank die Ge-
samtzahl der Staatsunternehmen durch weitere Re-
strukturierung, Fusion und Überführung in ande-
re Eigentumsformen. Statistische Angaben hierzu 
sind allerdings widersprüchlich.  Für das Jahr 2011 
nennt das chinesische Statistikamt eine Zahl von 
17.052 Staatsunternehmen, einschließlich der Un-
ternehmen mit staatlichen Kontrollanteilen (NBS 
2012: 512). Um die Reform der großen Staatsunter-
nehmen voranzubringen, wurde im Jahr 2003 die 
State Assets Supervision and Administration Com-
mission (SASAC) beim Staatsrat gegründet. Die-
se Behörde, die auf den ersten Blick vergleichbar 
mit einer Treuhandgesellschaft ist, verwaltet das 
Eigentum der Staatsunternehmen, die Ministerien, 
Kommissionen und Lokalregierungen zugeordnet 
sind. Sie führt ihre Restrukturierung in Aktienge-
sellschaften durch und bewertet ihr Vermögen bei 
Privatisierungen (Schüller 2007). 
Zwar wurde die Zahl der SASAC unterstellten 
Staatsunternehmen in den letzten Jahren von 196 
auf derzeit 113 reduziert, doch verfügen diese Un-
ternehmen über dominante Positionen in Schlüs-
selindustrien wie beispielsweise Energie, Tele-
kommunikation, Metallurgie und Maschinenbau. 
Sie sind ein wichtiges Steuerungsinstrument des 
Staates geblieben und befinden sich in einem Zu-
stand, in dem sie „zur Hälfte vom Staat genutzt 
und zur anderen Hälfte vom Markt beeinflusst“ 
werden (Chen 2014). Auch SASAC-Unternehmen 
fehlt eine klare Trennung zwischen der politisch-
administrativen Einflussebene und dem betrieb-
lichen Ablaufentscheidungen. Als staatliche Auf-
sichtsbehörde verfügt SASAC beispielsweise über 
Eingriffsrechte bei Personal- und Investitionsent-
scheidungen, während Mechanismen fehlen, um 
Führungspersonal bei schlechter Unternehmens-
performance zu sanktionieren. 
Der wachsende Wettbewerb durch ausländi-
sche und private chinesische Unternehmen hat 
die Staatsunternehmen bereits zu vielfachen Ver-
änderungen gezwungen. Allerdings genießen die 
staatlichen Betriebe nach wie vor aufgrund ih-
rer politischen Verflechtungen Privilegien, die sie 
von anderen unterscheiden. So haben sie leichte-
ren Zugang zu Krediten und erhalten Preisvortei-
le beispielsweise bei Energie- oder Grundstücks-
nutzung. Während Staatsunternehmen mit einer 
Monopolstellung hoch profitabel sind, weisen die 
sonstigen Staatsunternehmen oft Verluste auf. Die 
Monopolstellung vieler Staatsunternehmen sowie 
ihre Privilegien führen dazu, dass Unternehmen 
anderer Eigentumsform nach wie vor über unglei-
che Wettbewerbsbedingungen klagen. 
Der im Reformbeschluss genannte Abbau von 
Privilegien und Monopolen der Staatsunterneh-
men, die Beteiligung von Privatunternehmen im 
Staatssektor und die veränderte Rolle der Auf-
sichtsbehörden setzen auf verschiedenen instituti-
onellen Ebenen an und erhöhen den Anpassungs-
druck. Zukünftig sollen Staatsunternehmen nicht 
mehr unter dem direkten politisch-administrativen 
Einfluss staatlicher Organe stehen, sondern sich im 
Rahmen gesetzlicher Bestimmungen und Markt-
zwänge entwickeln. Ausnahmen wird es nach wie 
vor für Unternehmen geben, die im öffentlichen 
Interesse die Energieversorgung, Transport oder 
andere Aufgaben durchführen. Bisher gab es kei-
ne klare Abgrenzung zwischen der gesellschaft-
lichen und betrieblichen Funktion. Angekündigt 
wurde, dass solche Unternehmen, in denen der Ge-
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meinwohlzweck im Vordergrund steht, zukünf-
tig mehr Kapital vom Staat erhalten. Gleichzeitig 
soll über neue Kontroll- und Bewertungsmecha-
nismen wie Preis oder Servicequalität, garantiert 
werden, dass der öffentliche Zweck erfüllt wird. 
Ob sich der Staat als Wettbewerber mit privaten 
Unternehmen zurückzieht, bleibt abzuwarten. So 
haben viele Staatsunternehmen eine strategische 
Bedeutung für die industriepolitische Entwicklung 
des Landes und Staatsmonopole in den Schlüssel-
industrien sind die Regel, nicht die Ausnahme. Da 
die meisten großen Staatskonzerne oft Mischkon-
zerne mit vielfältigen Geschäftsfeldern sind, wird 
die Trennung von öffentlichem und unternehme-
rischem Zweck ohne eine Zerlegung der Konzer-
ne schwierig sein. 
In seiner Rede vor dem NVK erklärte Li Ke-
qiang, dass die Regierung konkrete Maßnahmen 
für die Beteiligung nicht staatlicher Unternehmen 
in Investitionsprojekten der SASAC-Unternehmen 
formulieren wird und nannte dabei als Beispiel-
branchen Banken, Erdöl, Elektrizität, Telekommu-
nikation, Eisenbahn und öffentliche Infrastruktur. 
Erste Anzeichen, dass sich die Staatsunternehmen 
für externes Kapital öffnen, gibt es bereits. So kün-
digte der Erdölkonzern Sinopec (China Petroleum 
and Chemical Cooperation) Mitte Februar 2014 an, 
private Unternehmen mit einem Anteil von 30 Pro-
zent am Vertriebsgeschäft (mit 30,000 Tankstellen) 
und im Schiefergas-Segment zu beteiligen. Auch 
der Erdölkonzern PetroChina will sechs Geschäfts-
bereiche öffnen, darunter LNG sowie Erdöl- und 
Erdgaspipelines.  
Chancen der Reformumsetzung
Die Neuausrichtung des Wirtschaftsmodells kann 
nur erfolgreich sein, wenn die wirtschaftlichen Li-
beralisierungsbeschlüsse durch administrative 
Reformen unterstützt werden. Der Abbau büro-
kratischer Genehmigungsprozesse und Einfluss-
möglichkeiten auf unternehmerische Entscheidun-
gen sowie auf Güter- und Faktorpreise reduziert 
Marktverzerrungen und Korruptionsanfälligkeit. 
Angenommen wird, dass mit gleichzeitig einset-
zenden steuerlichen Reformen und neuen Leis-
tungsanreizen für die lokalen Funktionäre diese 
stärker motiviert sein werden, auf den Markt zu 
setzen (Naughton 2014: 9). 
Ob die Umsetzung der ambitionierten Zie-
le auch gegen starke Interessengruppen wie den 
Staatsunternehmen oder lokalen Behörden mög-
lich sein wird, ist noch offen. So erwarten einige 
ausländische Chinaexperten, dass beispielsweise 
die Reform des Staatssektors auf heftigen Wider-
stand stoßen könnte. Hierbei beziehen sie sich auch 
auf ein Stimmungsbild im Land selbst, das die Zei-
tung Beijing Bao in einer Umfrage zusammenge-
stellt hat. Danach würden die Lokalregierungen 
und die staatlichen Betriebe die größten Reform-
barrieren aufbauen (Godement et al. 2014). 
Ein konkretes Beispiel ist die Reaktion des chi-
nesischen Automobilherstellerverbandes (China 
Association of Automobile Manufacturers, CAAM) 
auf die Gleichstellung in- und ausländischer Un-
ternehmen. Die Verbandsvertreter äußerten die 
Befürchtung, dass sich die angekündigte Erhö-
hung von Joint-Venture-Beteiligungen ausländi-
scher Partner negativ auf die inländischen Auto-
mobilhersteller auswirken wird. Ihr Einfluss im 
Joint Venture würde schwinden, und China wür-
de nur noch ein Produktionsstandort für ausländi-
sche Hersteller werden.
Die Umsetzung des Reformkurses und die Neu-
ausrichtung des Wirtschaftsmodels werden auch 
vom Erfolg der neu gegründeten Führungsgruppe 
für die Koordination und Umsetzung der Reform-
maßnahmen in der KPCh abhängen. An der Spit-
ze dieser Führungsgruppe steht  Staats- und Par-
teichef Xi Jinping selbst. Er leitet  damit die Arbeit 
aller auf lokaler Ebene der Provinzen und großen 
staatlichen Organisationen wie beispielsweise der 
bei der SASAC eingerichteten Führungsgruppen. 
Obwohl die angekündigten Reformen wichtig 
und überfällig sind, sollte nicht damit gerechnet 
werden, dass damit gleichzeitig eine völlige Kon-
vergenz zu westlichen Marktwirtschaften stattfin-
den wird. Hybride Eigentumsstrukturen mit einer 
Schlüsselposition staatlicher Unternehmen in In-
dustrien von strategischer Bedeutung wird es wohl 
auch weiterhin geben. Ebenfalls sollte auch mit ei-
ner aktiven Wirtschaftspolitik gerechnet werden, 
die entwicklungsfreundliche Rahmenbedingungen 
für den globalen wirtschaftlichen Aufstieg des Lan-
des schaffen will. Das könnte bedeuten, dass die 
außenwirtschaftliche Öffnungspolitik zwar fortge-
setzt, ausländischen Unternehmen jedoch auch zu-
künftig nur ein selektiver Marktzugang gewährt 
wird.
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